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Editorial 

Wolfgang Fritz Haug 

Notizen über einen aktuellen Gebrauch 
der Begriffe „Wissenschaft" und „Ideologie" 

Vorbemerkung und Inhaltsangabe 

In den letzten beiden Heften des Jahrgangs 1970 hat „Das Argu-
ment" unter dem Titel „Die Arbeiterklasse im Spätkapitalismus" 
eine Reihe von Aufsätzen zur Analyse von Sozialstruktur, Klassen-
bewußtsein und Klassenkämpfen veröffentlicht; neben langjährigen 
Argument-Mitarbeitern zeichneten als Autoren einige Mitarbeiter 
des Frankfurter Instituts für marxistische Studien und Forschungen 
(IMSF), das bekanntlich der DKP verbunden ist. Vor allem der Auf-
satz von Heinz Jung zur Analyse von Strukturveränderungen in der 
westdeutschen Arbeiterklasse, der die neuesten Bevölkerungsstatisti-
ken auswertete, stellte eine Arbeit zur Diskussion, deren Unter-
suchungsgegenstand von allen Seiten der Linken einhellig als vor-
dringliches Thema aufgefaßt wird, ohne daß es bis dato konkret 
behandelt worden wäre. Das Argument wollte mit diesen Beiträgen 
zweierlei erreichen: Zum ersten galt es, endlich die wissenschaftlich 
begründete Diskussion über Fragen zu eröffnen, die für einen ganzen 
Komplex theoretischer und praktischer Probleme der Linken grund-
legend sind. Zum zweiten hat die Zeitschrift es ganz bewußt an-
gestrebt, die namhaften Wissenschaftler des IMSF als Theoretiker 
der DKP in die Diskussion in aller Form einzubeziehen. Wenn in der 
Zeitschrift bis heute keine Diskussionsbeiträge zu den Heften 61 und 
62 veröffentlicht worden sind, so deshalb, weil uns noch keine er-
reicht haben. 

Anstelle von Diskussionsbeiträgen hat uns eine Welle von Gerüch-
ten und schließlich eine gezielte Diffamierungskampagne erreicht. 
Die Gerüchte müssen von gewohnheitsmäßigen Mietern und Vermie-
tern des Intellekts in die Welt gesetzt worden sein, denn sie erklär-
ten die Veröffentlichung der Hefte 61 und 62 mit der Käuflichkeit 
der Redakteure dieser Zeitschrift. Als Käufer wurden abwechselnd 
Kommunistische Parteien und sozialistische Länder genannt. Die 
Diffamierungskampagne wiederum, die sich einiger Presseorgane — 
darunter auch einiger linker — bedienen konnte, bemühte sich, den 
Ruf des Argument umzumontieren. Dabei wurden einige Mechanis-
men teils feinerer, teils grobschlächtiger Art in Anwendung gebracht, 
die in den derzeitigen ideologischen Auseinandersetzungen und vor 
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allem im von oben geführten propagandistischen Klassenkampf eine 
große Bedeutung haben. Da die Wirkung dieser Mechanismen dar-
auf beruht, daß sie undurchschaut bleiben — in einem Fall, der 
uns noch beschäftigen wird, möchte sogar ihr Anwender uner-
kannt bleiben —, bemühen wir uns im folgenden um ihre Analyse 
an aktuellen Beispielen der Abstempelung und Denunziation, von 
denen einige diese Zeitschrift betreffen. — Zunächst werden die 
Grundlagen skizziert, auf denen eine von konservativer Seite gegen 
Sozialkritik angewandte „Ideologiekritik" funktionieren kann, die 
mit der Abstempelung unliebsamer Theorien und Theoretiker als 
„unwissenschaftlich" und „ideologisch" operiert. Im zweiten Teil 
wird am Beispiel der Reaktion eines der Manipulation im Rahmen 
der Kampagne gegen den Schülerladen „Rote Freiheit" Überführten 
gezeigt, was das Stereotyp des „Ideologen" für seinen konservativen 
Anwender leisten und anbahnen kann. Der dritte Abschnitt analy-
siert vor allem die Auslösung besonders grober Mechanismen des 
emotionalen Antikommunismus — gegen Nichtkommunisten — von 
seiten eines damit fachlich wohlvertrauten namhaften „Marxologen". 
Im vierten Teil wird die Kommunikationsstruktur skizziert, die 
durch die Kriminalisierung der Kommunistischen Partei in der Bun-
desrepublik in bezug auf die Kommunisten geprägt worden ist und 
sowohl die nichtkommunistischen Linken bestimmt als auch im Re-
sultat gegen sie ausschlägt. Abschließend wird die Redaktionspolitik 
des „Arguments" in diesem Zusammenhang erläutert. 

I. 

Seit an den Universitäten der Bundesrepublik und Westberlins 
von einer ständig wachsenden Zahl von Studenten und Dozenten 
Wissenschaft und die Tätigkeiten der Wissenschaftler in ihrer gesell-
schaftlichen Relevanz begriffen werden, seit immer mehr Wissen-
schaftler sich der Gesellschaft bewußt zuwenden und bestrebt sind, 
sich aus der Rolle privilegierter Diener der bürgerlichen Klassen-
herrschaft zu emanzipieren, seitdem hat die Auseinandersetzung 
über den Begriff „Wissenschaft" einen kaum mehr verhüllten klas-
senpolitischen Charakter angenommen. Zumindest die politische Seite 
springt als solche unmittelbar in die Augen. In den Verlautbarungen 
der Sprecher der großen Parteien, aber auch der Industriellen-
verbände und der bürgerlichen Pressekonzerne wird immer öfter ein 
Machtwort gesprochen oder gefordert über Bestrebungen von Wis-
senschaftlern an den Universitäten. Die Tarnung des Klassencharak-
ters der dabei ausgefochtenen Konflikte, die in der Art und Weise 
ihres Ausfechtens fallengelassen werden mußte, hat ihren letzten Ort 
in der Begrifflichkeit, in der sie artikuliert werden. Denn, was dabei 
beurteilt wird, erscheint einem rasdi herausgebildeten Jargon zufolge 
als die „Wissenschaftlichkeit" bestimmter theoretischer Entwicklun-
gen und Diskussionszusammenhänge. Eine ganze Reihe von Debatten 
im Westberliner Abgeordnetenhaus bietet Musterbeispiele des ge-
meinten Vorgangs. Immer geht es darum, die soziale, gegen die 
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Herrschaft des Privatinteresses über die Gesellschaft gerichtete Ten-
denz wissenschaftlicher Anstrengungen niederzudrücken1. 

Die Verurteilung bestimmter wissenschaftlicher Tendenzen durch 
die Mächte der bürgerlichen Gesellschaft und durch ihre Staatsmacht 
bedient sich immer öfter des Begriffs der „Ideologie". Was als Ideo-
logie und wer als Ideologe beurteilt wird, dem soll damit die Legiti-
mität abgesprochen werden. Der akademische Wissenschaftler, der 
von den Mächtigen als „Ideologe" abgestempelt wird, droht seine 
Stellung zu verlieren, er soll nicht berufen oder sonst eingestellt wer-
den. Die Begründung für diese — politische — Unterdrückung gibt 
sich nicht nur nicht politisch, sondern verwahrt sich gerade namens 
angeblicher „Wissenschaftlichkeit" gegen das „Politische", dem der 
als Ideologe Beschuldigte die Wissenschaft ausgeliefert habe. Wie der 
Wolf in der Tierfabel als Beschützer des Lämmleins auftritt, das er 
fressen will, so gerieren sich wie aus dem Bilderbuch vor allem die 
Sprecher der CDU/CSU. Die politische und wirtschaftliche Macht 
tritt in solchen Äußerungen auf als Beschützerin der Wissenschaft 
vor der Politik. Sie macht sich derart zur Instanz der Entpolitisie-
rung der Gesellschaft, indem sie für sich das Monopol des Politischen 
beansprucht. 

So auftretend stellen sich bürgerliche Macht und bürgerlicher 
Besitz in einem merkwürdigen Widerspruch von Form und Inhalt 
ihres Auftritts dar. Indem sie dekretieren, Wissenschaft habe mit 
Politik nichts zu tun und müsse von ihr freigehalten werden, prakti-
zieren sie, indem und wie sie es tun, selbst „Wissenschaft als Politik", 
und zwar von außerhalb aller Wissenschaft, mit dem Primat eines 
Politischen im Sinne von Macht und Besitz. Für die wissenschafts-
theoretische Reflexion kann hieraus gelernt werden, daß die politi-
sche und wirtschaftliche Macht, indem sie einen Begriff unpolitischer 
Wissenschaft durchzusetzen sich anstrengt, diese „unpolitische" und 
„ideologiefreie" Wissenschaft nicht so sehr verteidigt als vielmehr 
konstituiert. Die meist recht dürftigen, in der Art wissenschafts-
theoretischer Überlegungen vorgebrachten Rechtfertigungen für den 
Anspruch der herrschenden bürgerlichen Interessen, ein Machtwort 
über die Ausrichtung der Wissenschaften an den Universitäten zu 
sprechen — eine Rechtfertigung, die deshalb nötig ist, weil der Griff 
der Macht nach der Wissenschaft mit dem Grundgesetz unvereinbar 
ist —, diese Rechtfertigungen bringen in mehr oder weniger demago-
gischer Form institutionelle Kompetenzen und inhaltlich-wissen-
schaftliche Fragen durcheinander. Das Ärgernis ist ja nicht, wie oft 
vorgespiegelt wird, daß Wissenschaftler sich Kompetenzen der ge-

1 Einige der unglaublichen Auftritte dieser Art habe ich dokumentiert 
und analysiert in meiner Analyse der Kampagne gegen den Schülerladen 
„Rote Freiheit". (W. F. Haug: Der sexuell-politische Skandal als Instru-
ment antidemokratischer Kampagnen, in: Sozialistische Projektarbeit im 
Berliner Schülerladen „Rote Freiheit", Bd. 1147 der Fischer-Bücherei, 
Frankfurt 1971, S. 389—464. Vgl. vor allem S. 408—410 und S. 446—453.) Man 
wird sehen, daß mir diese Analyse von einigen der in flagranti bei der 
Manipulation Ertappten mit bösen Abstempelungen vergolten worden ist. 
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wählten politischen Exekutive anmaßen würden; das wirkliche Är-
gernis ist die aufklärerische Ausstrahlung einer Wissenschaft, die die 
gesellschaftlichen Verhältnisse aufdeckt. Das wirkliche Ärgernis ist 
ferner, daß sie sich nicht mehr ohne weiteres zur Rechtfertigung des 
Kapitalismus hergibt. Auf diesem Gebiet wurde und wird von ihr 
aber Beachtliches erwartet, um ganze Komplexe der gesellschaft-
lichen Realität dem Bewußtsein zu entziehen. In der Bestimmung der 
Begrifflichkeit, der Thematik und Methodik von wissenschaftlicher 
Forschung und Lehre war dieser herrschaftsstabilisierende Anspruch 
bis vor wenigen Jahren so gut wie unbestritten gültig. Die unglaub-
lichen Anstrengungen der Zensur und Regelung auf dem Gebiet 
allein der Terminologie führen an einem kleinen Ausschnitt das Aus-
maß der verlangten Hilfsdienste und ihre konstitutive Bedeutung für 
die Theoriebildung vor Augen. Schon das Aussprechen, die wissen-
schaftliche Akkreditierung von Wörtern wie „Kapitalismus", „Pro-
fit", „Arbeiter", „Klassen", „Faschismus", die lange Zeit nicht nur 
aus der Sprache der politischen Macht und ihrer Presse, sondern sogar 
aus der Sprache der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften verbannt 
waren, ist Ärgernis. Es besteht für manche ebenso irrationale wie 
undemokratische Privilegien die „Gefahr", daß die Gesellschaft für 
die wirtschaftlich Beherrschten durchsichtig wird, daß die gesell-
schaftlichen Kräfte der Arbeit wie der Wissenschaft sich in neuer 
Bewußtheit und Bestimmung ihrer sozialen Lage und Interessen 
verbünden. Gefährdet ist damit nichts anderes als die soziale Herr-
schaft und die politische Macht des kapitalistischen Privatbesitzes. 
Nicht gefährdet sind dadurch die grundlegenden Bestimmungen des 
Grundgesetzes. Die Potenzen und Gesetzmäßigkeiten der Wissen-
schaft werden dadurch erst richtig freigesetzt. Der „Bund Freiheit 
der Wissenschaft" ist seinem Inhalt nach ein Schutzbund des Privat-
interesses. Was er verteidigt, ist, entgegen dem schönen Firmen-
zeichen, gerade nicht die Freiheit der Wissenschaftla, sondern ihre 
bürgerliche Beschränktheit und damit die Unterdrückung der eman-
zipatorischen Tendenzen der Wissenschaft. 

l a Wenn heute so getan wird, als habe es bisher einen „Pluralismus" 
von Richtungen an der Universität gegeben, der nun durch Marxisten 
bedroht sei, so könnte keine Behauptung sich grotesker von den Tat-
sachen entfernen. Was wirklich an der Universität geschah, wurde auch in 
den bürgerlichen Untersuchungen über Wissenschaft und N S wenigstens 
andeutungsweise sichtbar, sozusagen aktenkundig gemacht: es war die 
entschiedene Indienststellung der Wissenschaft für die reaktionärsten 
Interessen der in ihrer Privilegierung bedrohten alten Mächte; zugleich 
wurden die demokratisch Orientierten — geschweige denn die Sozialisten 
— aus dem wissenschaftlichen Nachwuchs herausgefiltert und ausgeschie-
den. Wenn ein Professor gleichwohl demokratisch oder gar sozialistisch 
gesinnt war, wurde er von seinen Kollegen in einer Weise „geschnitten", 
die ihn akademisch zur Unperson machte. Vgl. hierzu W . F. Haug: Der 
hilflose Antifaschismus, Frankfurt/M. (1967) a 1970, vor allem den A b -
schnitt VI, S. 136ff . : „Der springende Punkt: ,Rot gleich Braun' — aber 
Marxisten als Ausnahmen und Opfer." 
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Es wäre verkehrt, die Heuchelei, die sich solche Tarnbegriffe 
schafft und sie mit großem Aufwand — übrigens auch an Geld-
mitteln und nötigenfalls an Terror — verteidigt, auf moralische und 
charakterliche Fragen zurückzuführen. Umgekehrt ist es angebracht, 
die in diesem Zusammenhang auftretenden Fragen der Moral und 
des Charakters von Wissenschaftlern auf eine Klassenposition zu-
rückzuführen, die sich nurmehr mit Mitteln des Scheins legitimieren 
kann. In dieser Situation werden aufrechter Gang, Wahrheitsliebe 
und Aufrechterhaltung bürgerlicher Klassenposition unvereinbar. 
Die Verkleisterung des Bewußtseins über die soziale Wirklichkeit 
mittels einer Tarnsprache und legitimiert durch die unglaubliche 
ideologische Erfindung der „Entideologisierung", die nichts anderes 
bezeichnet, als die Ersetzung einer angreifbar und damit unhaltbar 
gewordenen Ideologie durch eine zunächst weniger angreifbare, — 
diese Verkleisterung des politisch-sozialen Bewußtseins ist notwen-
dig, solange in Staat und Gesellschaft der Form nach die Mehrheit, 
dem Inhalt nach aber eine kleine Minderheit herrscht. Wo überall 
dieses Verhältnis die Erscheinungen prägt, die eine Wissenschaft 
untersucht, dort ist die Aufrechterhaltung von beidem zugleich, von 
bürgerlicher Klassenposition und Wissenschaftlichkeit im großen 
bürgerlichen Sinne nicht möglich. Schließen sich Wissenschaftlichkeit 
und bürgerliche Klassenposition vom Objekt her immer dort aus, wo 
seine Analyse den zur Aufrechterhaltung der Klassenherrschaft un-
entbehrlichen Schein aufheben müßte, so tun sie das epochal in einer 
historischen Situation, wie sie durch den Faschismus bezeichnet ist, in 
der sich die Klassengegensätze in der Gesellschaft extrem zuspitzen. 

Untersucht man die pragmatischen Bedeutungen des Begriffs von 
„Wissenschaftlichkeit", wie er in wissenschaftspolitischen Kontro-
versen von bürgerlicher Seite gebraucht wird, so stößt man sofort 
auf ein Moment von Legitimation. Im Munde von Springer-Journa-
listen und CDU/CSU-Politikern bedeutet er, wenn auf die Universi-
täten angewandt, geradezu „Ruhe und Ordnung". Umgekehrt wird 
aus demselben Munde all das, was von der akademischen Wissen-
schaft her die eigenen Privilegien stören könnte, „unwissenschaft-
lich" oder auch „ideologisch" genannt, was diesem Störenden mit der 
Legitimität das Daseinsrecht im umfriedeten und bewachten Bereich 
der Wissenschaft abstreitet. „Wissenschaft" kann nämlich nicht offen 
verfolgt oder unterdrückt werden; die Verfolgung und Unterdrük-
kung wird vorbereitet durch die Abstreitung der Wissenschaftlichkeit 
z. B. einer Theorie, eines Forschungsprojektes oder, so paradox das 
anmutet, der Person eines Wissenschaftlers. So wird der Begriff des 
„Unwissenschaftlichen", wie der des „Ideologischen" im Munde bür-
gerlicher Machtinhaber zum Wort der Exkommunikation und Preis-
gabe, der Ausgrenzung aus dem Wissenschaftsbezirk und damit der 
Auslieferung und Designation für Verfolgung. Um diese pragmati-
sche Bedeutung der Begriffe Wissenschaft und Ideologie zu begrei-
fen, muß auf die ambivalente Stellung der Wissenschaft in der bür-
gerlichen Gesellschaft zurückgegangen werden. 
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Im bürgerlichen Verstände liegt eine Tabuschranke um die Wissen-
schaft. Diese Tabuschranke begründet ebensosehr ein Privileg, wie 
einen Verzicht. Das Privileg des Wissenschaftlers liegt z.B. darin, 
daß bestimmte Befassungsverbote, etwa sexueller oder politischer 
Art, über deren Einhaltung in der Gesellschaft gewacht wird, in der 
Wissenschaft keine Gültigkeit haben. Der negative Aspekt der Tabu-
schranke ist augenfällig bezeichnet durch die weißen Mäntel etwa 
der Ärzte. Die Objekte dürfen einzig in „wissenschaftlicher" Weise 
interessieren. Diese Weise erscheint bürgerlich — und das ist schon 
bei Hobbes theoretisch festgehalten — als der Standpunkt einer 
verabsolutierten abstrakten Neugierde. Von Anfang an ist bürger-
liche Wissenschaft entscheidend von der Stellung des Wissenschaft-
lers in der und zur Gesellschaft begründet. Zunächst tritt er auf als 
Individuum, als Privatgelehrter. Ihm gegenüber wird „die Gesell-
schaft" verkörpert durch das Publikum und den Markt. Die Bezie-
hungen über die bürgerlich seine Erkenntnisse und Erfindungen 
gesellschaftlich Anwendung finden, sind die Ware-Geld-Beziehungen 
des Marktes. 

Man lese, wie Descartes in einem Brief an Guez de Balzac die Züge 
bürgerlicher Individualität und Privatheit hervorhebt, die ihm die 
Gesellschaft des städtischen Kapitalismus Amsterdams bietet. Balzac 
hatte ihn wissen lassen, er habe von der feudalen Gesellschaft genug 
und wolle „die Welt verlassen". Die wirkliche Einsamkeit, gibt Des-
cartes zu bedenken, findet sich weder in einem Kloster noch in einer 
ländlichen Einsiedelei, sondern in der kapitalistischen Großstadt. 
Privatheit heißt hier: man wird von niemandem gestört oder auch 
nur beachtet. „Statt dessen ist in dieser großen Stadt, in der ich mich 
befinde, da es in ihr außer mir keinen Menschen gibt, der nicht Han-
del triebe, jeder derart auf seinen Nutzen bedacht, daß ich mein 
ganzes Leben hier bleiben könnte, ohne je von jemandem aufgesucht 
zu werden. Ich gehe jeden Tag mitten im Wirrwarr einer großen 
Bevölkerung mit ebenso viel Freiheit und Ruhe spazieren, wie Sie es 
in Ihren Alleen tun würden . . .2." Wie Balzac die Bäume, so betrachte 
er, Descartes, die Menschen. „Selbst das Geräusch ihres Gewerbes 
unterbricht meine Träumereien nicht mehr, als es das irgendeines 
Baches tun würde." Die Privatheit, die ja nichts anderes bedeutet, als 
daß jeder nur auf den eigenen Nutzen bedacht ist und die gesell-
schaftlichen Beziehungen und der allgemeine Nutzen sich über den 
Markt vermittelt herstellen oder auch nicht, — die Privatheit des 
Daseins läßt die Stadt als eine zweite Natur erscheinen, die nicht 
anders als die erste für den Städter ein Gegenstand der Betrachtung 
und, wenn die Verhältnisse wohlgeordnet sind, des ästhetischen Ge-
nusses wird, nicht aber zum Ort konkret-allgemeiner Zielsetzungen, 
aus denen sich gesellschaftliche Perspektiven für die Wissenschaft er-
gäben. — Die Analytik des bürgerlichen Wissenschaftlers zielt besten-
falls auf elementare Handhabbarkeit schlechthin. In ihr und im Aufbau 

2 René Descartes: Briefe 1629—1650, hrsg. v . Max Bense, übers, v . 
Fritz Baumgart, Köln und Krefeld 1949, S. 58. 
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seiner ganzen Begrifflichkeit spiegeln sich die Verhältnisse wider, in 
denen niemals auf unmittelbar gesellschaftliche Anwendbarkeit hin 
gearbeitet werden kann. Die Herrschaft des Privaten über das Gesell-
schaftliche schlägt sich in der Konstitution der Wissenschaft nieder 
als leere Abstraktheit der wissenschaftlichen Tätigkeit nach der Seite 
des Wofür. Nicht nach dem Wofür zu fragen, sondern die wissen-
schaftliche Tätigkeit in verabsolutierter Form auszuüben, wird zum 
konstitutiven Tabu bürgerlicher Wissenschaft. Die Anstrengungen 
sollen als etwas, daß „Sinn und Verstand in sich selbst hat", sich 
damit bescheiden, ihren Schnittpunkt wie Parallelen im Unendlichen 
zu haben3. Dies ist die Position großer bürgerlicher Wissenschaft. Sie 
widerspiegelt die historisch progressive Seite des kapitalistschen Bür-
gertums: die Produktion um der Produktion willen33. 

Nicht umsonst rückt Max Weber Wissenschaft an die Seite der 
Kunst. Auch sie ist innerhalb bestimmter Tabus von geltenden mora-
lischen Verboten ausgenommen. Dieses Privileg ist unter dem Namen 
der Freiheit von Wissenschaft und Kunst im Grundgesetz geschützt. 
Doch ist die Einrichtung solcher tabu-umgrenzter partiell verbots-
freier Räume nicht so sehr im Wesen von Kunst und Wissenschaft 
begründet als vielmehr im Wesen der bürgerlichen Gesellschaft. 
Diese scheinbar prärationalen Sonderstellungen beruhen allesamt auf 
der des Privateigentums, dem grundlegenden Tabu der bürgerlichen 
Gesellschaft. Denn das Allgemeine bleibt in ihr der Dynamik und den 
Bewegungsgesetzen des Privateigentums unterworfen, bleibt im we-
sentlichen beiherspielendes Resultat, durch Funktionen des Privat-
eigentums Vermitteltes. — Wo dagegen die Menschen sich unmittel-
bar als gesellschaftliche Wesen betätigen, fallen zunächst in der Ar-
beit der Produktion und Reproduktion des gesellschaftlichen Lebens 
die Schranken des Privateigentums, in denen ja auch, um es paradox 
auszudrücken, das Kapital gefangen war. Nun wird nach Plan, und 
das heißt: in Koordination aller Produzenten unmittelbar für den 
gesellschaftlichen Bedarf, produziert. Die alte mythische Sphäre des 
unberechenbaren, schicksalsträchtigen Marktes ist unter allgemeiner 
Kontrolle. Nun verändern sich folglich auch die Grenzen, in denen im 
Guten wie im Bösen Bereiche wie Wissenschaft und Kunst umschlos-
sen waren. Kunst und Wissenschaft verlieren ein Privileg zusammen 
mit ihrer privaten Beschränktheit. Das Pathos, mit dem sie jetzt von 
der Gesellschaft gepflegt werden, verdankt sich ihrer Stellung als 
Produktivkräfte. — Im bürgerlichen Tabu von Wissenschaft und 
Kunst ist ihr Anspruch auf Wahrheit und Allgemeinheit anerkannt 
und zugleich von einem mystischen Schleier umgeben. Doch sind die 
Mystifikationen derartiger Tabugrenzen nicht das Schlechteste, was 
diese Gesellschaft zu bieten hat. Wo ihr Staat faschistisch wird, reißt 

3 Vgl. Max Weber: Der Beruf zur Wissenschaft, in: Soziologie — Welt -
geschichtliche Analysen — Politik, hrsg. von J. Winkelmann, Stuttgart 
1956, S. 316. 

3a Vgl. hierzu Karl Marx: Theorien über den Mehrwert, Teil II, M E W 
26/2, S. 110 ff . 
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er sie brutal weg und hebt die mystifizierte formelle Freiheit auf. 
Kunst wird der Propagandaabteilung der Herrschaft des Privatinter-
esses über die Gesellschaft unterstellt. Die inhaltliche Mystifikation 
vom Höheren, unmittelbar Allgemeinen freilich, die nur innerhalb der 
Schranken absoluter Kunstfreiheit etwas anderes als barer Hohn sein 
konnte, wird im faschistischen Staat noch weiter aufgeblasen und 
für die Zwecke der Herrschaftssicherung und der Blendung der Mas-
sen mittels jedes verfügbaren Scheins der Legitimität benutzt4. 

Die im Grundgesetz verankerte Tabugrenze um Wissenschaft und 
Kunst begründet privilegierte Bezirke, in die man sich auf der Flucht 
vor Verfolgung zurückziehen kann wie einst an die Altäre der Tem-
pel und Kirchen. Nun werden vor den Gerichten des bürgerlichen 
Staates Prozesse geführt darüber, ob bestimmte Produkte als Kunst 
anerkannt werden oder nicht. Ihre Nichtanerkennung bedeutet, daß 
sie unter Verbote fallen und vom Staat beschlagnahmt, ihre Herstel-
lung aber unterdrückt und geahndet werden kann. Wo Literatur und 
Kunst sich umkämpfter Zonen des gesellschaftlichen Daseins anneh-
men, stehen sie beständig vor der Alternative als Kunst anerkannt 
und der Freiheit der Kunst als eines Freibriefs teilhaftig zu werden 
oder, sei es als Pornographie, sei es als politische Agitation beurteilt 
und in der Folge unterdrückt zu werden. In der neuen Zuspitzung 
von Begriffen wie des der „Ideologie" zu einem Signalwort der ent-
privilegierenden Ausgrenzung aus dem geschätzten Raum der Wis-
senschaft deutet sich Ähnliches an. Im gegenwärtigen Sprachgebraudi 
der bundesdeutschen Machtträger nimmt das Wort Ideologie eine 
Bedeutung an, die es in der Vergangenheit schon öfter gehabt hat. 
„Das berühmteste Beispiel ist die Verfemung ,der Ideologen' durch 
Napoléon Bonaparte. Für ihn bedeuteten die kritischen Erkenntnisse 
dieser Theoretiker, welche seiner autokratischen Macht nicht als 
Stütze dienen konnten, nur verstiegene Produkte unpraktischer 
Schwarmgeister...5." Was Kurt Lenk andeutet, nämlich daß „die 
politische Anwendung der apologetischen Seiten konservativer Ideo-
logiekritik in Lüge und Terror ausmünden kann"6, das scheinen der-
zeit mächtige Interessen wieder anbahnen zu wollen. Nachdem in der 
Nachkriegszeit in Westdeutschland Ideologiekritik ein Gebiet war, 
das nur wenige Linke und linksliberal Gesonnene und im übrigen 
isolierte Theoretiker bearbeiteten, hat sich in wenigen Jahren eine 
radikale Wandlung auf diesem Gebiet ereignet. 

Begriffe haben ihren Gebrauch als Werkzeuge; ihr Leben aber ha-
ben sie als orientierende Momente von Praxis. In den Auseinander-
setzungen von Klassen kommt es vor, daß sie von der Gegenseite 
übernommen werden. Die Folge mag sein, daß sich ihre Bedeutung 
bis zum Gegenteil wandelt. Der Begriff „Ideologie" war in der ersten 

4 Vgl. hierzu W . F. Haug: Funktionen des Ästhetischen zur Schein-
lösung von Grundwidersprüchen der kapitalistischen Gesellschaft, in: Das 
Argument, Nr. 64, 13. Jg. 1971, S. 190 ff . Dort vor allem den Abschnitt IV 
„Kollektive Praxis und Illusionsindustrie im Kapitalismus", S. 209 ff . 

5 Kurt Lenk (Hrsg.): Ideologie. Neuwied und Berlin 1964, 2. Aufl., S. 43. 
6 Ebenda, S. 44. 
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Hälfte der 60er Jahre in der Bundesrepublik — ähnlich dem Begriff 
der Gesellschaft — ein vorwiegend „linker" Begriff. Ideologiekritik 
war ein Werkzeug und verkörperte eine Hoffnung der „Linken". 
Sie richtete sich gegen Rechtfertigungen von Klassenherrschaft und 
Ungleichheit. Sie richtete sich gegen den bundesrepublikanischen 
offiziellen Jargon, der die Volksgemeinschaftspropaganda der Nazis 
weitergebildet hatte. Sie zerpflückte den „abendländischen" Jargon 
einer umfassenden Gegenaufklärung, die die militärische Niederlage 
des deutschen Faschismus überlebt hatte. Der Ideologiekritik benach-
bart war die Kritik sozialer Vorurteile und die Vorurteilsforschung. 
Für die etablierten Verwalter des verkleisterten Bewußtseins war 
dieser ganze Begriffszusammenhang ein rotes Tuch7. Für die „neuen 
Linken" der frühen 60er Jahre wiederum hatten die Begriffe dieses 
Zusammenhangs etwas Leuchtendes; in ihnen war das Interesse der 
Befreiung lebendig. — An den Universitäten stieß der Diskussions-
zusammenhang, der durch diese Begriffe bezeichnet war aus dem 
Dasein isolierter Zirkel heraus und gewann ein breites Wirkungsfeld 
zunächst vor allem im Rahmen der Auseinandersetzung mit der 
Rolle, die die Universität in der Vorbereitung und Etablierung des 
deutschen Faschismus gespielt hatte. Die Ideologiekritik, die sich an 
den Schriften betätigte, die von Professoren in der NS-Zeit veröf-
fentlicht worden waren, fand so breiten Widerhall in der Studenten-
schaft und in den liberaleren Presseorganen, daß ihr Zugeständnisse 
gemacht werden mußten. Jetzt ging der Ideologiebegriff in den 
Sprachschatz und das Begriffswerkzeug vor allem jüngerer Univer-
sitätsprofessoren über. Bereits bei dieser Übernahme wurde er um-
funktioniert. Denn von Seiten dieser Professoren wurde er gebraucht 
vorwiegend als Werkzeug der vermeintlichen „Entideologisierung". 
Indem von „ideologischen" Entgleisungen abgerückt wurde, ver-
breitete man die Illusion, man tue es von einem Fundament „reiner", 
„nüchterner", „unpolitischer" Wissenschaft aus8. 

Die Bewegung der ideologiekritischen Auseinandersetzung an den 
Universitäten mit dem Faschismus mündete ein in die Studenten-
bewegung. Viele von „links" ausgegangene und von der Universität 
modifiziert aufgenommene Impulse kritischer und demokratischer 
Absicht wurden in Reaktion auf die bedrohlich erscheinenden Erfolge 
der Studentenbewegung vollends umfunktioniert. Nur ein wenig 
Erinnerung ist erforderlich, um die konstitutionelle Bezogenheit der 
offiziellen Wissenschaft auf Macht und Herrschaft zu spüren. Der 
Begriff Faschismus als Allgemeinbegriff war an den Universitäten 
der Bundesrepublik zunächst anderthalb Jahrzehnte lang tabuiert 
gewesen, als „unwissenschaftlich", mehr noch: als der „Ideologie des 

7 Als die Zeitschrift Argument 1963 ihren Untertitel von „Berliner 
Hefte für Politik und Kultur" auf „Berliner Hefte für Probleme der Ge-
sellschaft" umänderte, reagierte ein Student vor der FU-Mensa auf den 
Ausdruck „Gesellschaft" spontan: „Kommt das aus dem Osten?" 

8 Vgl. hierzu W . F. Haug: Der hilflose Antifaschismus; vor allem den 
Abschnitt über „Entideologisierung und nochmals ,Reine Wissenschaft'", 
S. 121 ff . Vgl. auch Argument 43, 9. Jg. 1967, S. 127 ff . 
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Ostens" zugehörig. Er fiel der als „Wissenschaftlichkeit" getarnten 
ideologischen Zensur zum Opfer. Erst der damalige akademische 
Außenseiter Nolte hat mit seinem 1963 erschienenen Buch über den 
„Faschismus in seiner Epoche" seine Verwendbarkeit angekündigt. 
Als wäre er nie verboten gewesen, war der Begriff schon fünf Jahre 
später in aller Munde. Noch hatte man die Argumente im Ohr, wes-
halb es illegitim sei, ihn auf etwas anderes als den „Fascismo ita-
liano" anzuwenden, da machte er schon als „Linksfaschismus" Kar-
riere als scheindemokratisches Kampfwort, das die Unterdrückung 
der Studentenbewegung abdecken sollte®. Die neue Diktion signali-
sierte einen ideologischen Generationenwechsel, der zum Teil mit 
dem Aufstieg einer neuen akademischen Generation auf die Lehr-
stühle zusammengefallen sein mag. 

Indem der Begriff „Ideologie" zum Kampfbegriff gegen die Linke 
geworden ist, hat er seine Bedeutung radikal gewandelt. Wer jetzt 
mit dem Anschein von „Ideologiekritik" spricht, das sind die Vertei-
diger der spätbürgerlichen Besitz- und Machtverhältnisse, d. h. von 
Verhältnissen, in denen Bourgeoisie im Sinne der Klasse der Unter-
nehmer dezimiert ist, während die Klasse der Lohn- und Gehalts-
abhängigen zu einem riesigen Heer angeschwollen ist, das die er-
drückende Mehrheit der Mitglieder der Gesellschaft umfaßt. Wer 
jetzt gegen „Ideologie" oder gegen die „Ideologisierung der Politik" 
Front macht — wie neuerdings K. G. Kiesinger auf dem Mittel-
standskongreß der CDU —, der hat den Privatbesitz und seine Macht 
und alle von ihm unterhaltenen Ordnungskräfte hinter sich. Im 
Munde der „Linken" konnte der Begriff einzig auf Einsicht bauen. 
Sein Lebenselement war also rationale Kommunikation. Aus einem 
Wort der angestrengten Einsicht in die Legitimationsmechanismen 
undemokratischer Macht und Herrschaft ist das Wort Ideologie um-
funktioniert worden zu einem Wort, mit dessen Hilfe der Besitz und 
seine Macht ihren Kritikern, die auf Allgemeinheit und Vernunft 
bauen, die Legitimität abzusprechen versuchen. Mit dem umfunktio-
nierten Begriff soll die einzig substantielle Ideologiekritik selber als 
Ideologie abgewehrt und tendenziell wohl auch kriminalisiert werden. 

II. 

Es ist nun zu betrachten, wie die skizzierten Mechanismen in praxi 
funktionieren. Als erstes Beispiel mag die Reaktion eines Zeitungs-
redakteurs dienen, den ich in meiner Analyse der Kampagne gegen 
den Schülerladen „Rote Freiheit" nachträglich und sozusagen vor 
den Augen der Öffentlichkeit beim Manipulieren ertappt hatte10. 
Von der betreffenden Zeitung — es handelt sich um den Westberliner 
„Tagesspiegel" — waren eine Fälschung und ein Klischee des 

9 Vgl. „Das Ende des hilflosen Antifaschismus", a.a.O., Nachwort zur 
zweiten Auflage, S. 143 ff . 

10 Vgl. W . F. Haug: Der sexuell-politische Skandal als Instrument 
antidemokratischer Kampagnen, a.a.O., S. 403 f . 
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Schreckens ausgegangen, die im Verlauf der Entfaltung der Kam-
pagne eine große Rolle spielen sollten. Man erinnere sich: Die Proto-
kolle des Schülerladens, in denen die tägliche Arbeit festgehalten 
war, waren entwendet, der Presse zugespielt und zur Entfesselung 
eines sexuell-politischen Skandals benutzt worden. Folgende Fäl-
schung setzte der Redakteur des „Tagesspiegel" in die Welt: In den 
Protokollen war verzeichnet, daß man sexuelle Witze der Kinder auf 
Tonband festgehalten hatte, um sie an der Universität in einem Se-
minar über „Sexualität und Herrschaft" zu analysieren. Das Proto-
koll benannte dieses Seminar unter Verwendung eines an der Uni-
versität üblichen Kürzels als „Sexübung". Der Redakteur des Tages-
spiegel machte daraus in der Ausgabe vom 3. 4. 1970 „Sexübungen", 
die mit den Kindern gemacht worden seien, und kam in der Ausgabe 
vom 4. 4. 1970 darauf zurück als auf „die geschilderten sexuellen 
Seminare mit Kindern" — die Übersetzung von Übung in Seminar 
mag man als Hinweis auffassen, daß der Redakteur wohl begriff, 
wovon an der betreffenden Protokollstelle in Wirklichkeit die Rede 
war. In Gestalt lüsterner Andeutungen über Unzuchthandlungen von 
und mit Kindern machte die Erfindung ihre Karriere durch große 
Teile der Presse und in Löwenthals ZDF-Magazin. Das Schreckens-
klischee aber, das derselbe Redakteur des „Tagesspiegel" in die Welt 
gesetzt hat, ist das Klischee von den Experimenten mit Kindern. Die 
Assoziation mit den pseudomedizinischen „Experimenten" an Men-
schen, die von den Nazis im KZ vorgenommen worden waren, stellte 
sich prompt ein und geisterte fortan durch die Kampagne. — Von 
diesen und vielen anderen Falschmeldungen ist bis dato nicht eine 
Silbe zurückgenommen worden. — Unmittelbar nach Veröffent-
lichung der Kampagnenanalyse reagierte der betreffende Redakteur 
des Tagesspiegel mit einer Glosse. Die inhaltlichen Vorwürfe er-
wähnte er nicht. Anlaß sei ihm, schrieb er, einzig die Tatsache, daß 
auf dem Umschlag eines Taschenbuches aus dem Fischer-Verlag der 
Ausdruck Hetzkampagne verwendet wurde. „Wäre ein solcher Aus-
druck deutlich als Äußerung der Roten Zelle Psychologie" — eine 
weitere wieder aufgenommene Unrichtigkeit, denn beim Schüler-
laden hatte es sich um ein Institutsprojekt gehandelt — „oder des 
ihr verbundenen Analysen-Autors Wolfgang Fritz Haug, der von 
einer ,antidemokratischen Kampagne' spricht, erkennbar, wäre eine 
Zeile hier schon zuviel. Über solche Begriffe mit fanatischen Ideolo-
gen rechten, womöglich gar beleidigt sein, hieße den Genossen ein 
Bemühen um Objektivität oder gar einen Sinn für Fairneß unter-
stellen, womit man ihnen wirklich Unrecht täte11." Es ist ungemein 
aufschlußreich, genau darauf zu achten, was das Stereotyp von den 
„Fanatischen Ideologen" hier für seinen Anwender alles leistet. Zu-
nächst setzt es einen Mechanismus in Gang, den viele Konservative 
glänzend beherrschen und der darin besteht, wenn man ertappt wird, 
„Haltet den Dieb!" zu rufen, um die Aufmerksamkeit von sich ab-

11 Günther Matthes: Hetzer bei S. Fischer, in: Der Tagesspiegel, 
3. 2. 1971. 
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und womöglich gar auf die Kritiker hinzulenken12. Nun gut. Ein 
anderer Aspekt der Verwendung des Klischees ist ernster. Er besteht 
darin, daß den „fanatischen Ideologen" Merkmale zugeschrieben wer-
den, die sie aus der menschlichen Gemeinschaft aussondern und zu-
gleich bestimmte Verhaltensweisen ihnen gegenüber propagieren: 

jede Zeile über ihre Ideen „wäre hier schon zuviel"; 
mit ihnen rechtet man nicht und schon gar nicht über Wahrheit 

und Recht — entsprechend ist ihnen gegenüber jedes Mittel recht, 
darf jede Unwahrheit verbreitet werden; 

sie können einen nicht beleidigen, haben keinen Sinn für Fairneß 
— das heißt praktisch: man darf sie beleidigen, und ihnen gegenüber 
sind alle Regeln der Fairneß außer Kraft. 

Der Intention nach wäre also den als „fanatische Ideologen" Stig-
matisierten gegenüber der bürgerliche Ehrenkodex — von der Sorg-
faltspflicht des Journalisten zu schweigen — außer Kraft; sie wären 
für weitergehende „Sonderbehandlung" designiert. Wenn derart in 
und zwischen den Zeilen dieser Glosse — möglicherweise ihrem 
Autor nicht restlos bewußt — Grausiges lauert, so sind zum Glück 
der Realisierung solcher Intentionen Grenzen gesetzt und sind sie — 
hier zumindest — der Ausdruck einer durch kritische Öffentlichkeit 
in die Enge gedrängten Manipulation. — Wie im vorstehend analy-
sierten Fall der Tagesspiegel, so treten auch die Organe des Springer-
Konzerns auf als — es geht kaum paradoxer — Hüter der Ideologie-
freiheit. Die Zeitschrift Argument kann nun vom Springer-Organ das 
label „die Ideologiezeitschrift ,Argument'" aufgeklebt bekommen 
und damit für entsprechende Sonderbehandlung gezeichnet werden1S. 

So wie hinter der Abstempelung als „Ideologe" und „Ideologie" die 
„Ausmündung in Lüge und Terror" lauert14, so strebt das „ideologie-
kritische" Vokabular, wie man im folgenden sehen wird, hin zu 
gröberen Schablonen. 

III. 

Vom ersten Heft des elften Jahrgangs bis zum ersten Heft des drei-
zehnten Jahrgangs verdreifachte die Zeitschrift Argument ihre Auf-

12 Der ebenfalls kritisierte Horst Sötje, damals persönlicher Referent 
des Senators für Familie, Jugend und Sport in Westberlin, später Staats-
kommissar an der Technischen Universität Westberlin, war in der Analyse 
einiger Dinge überführt worden, die eines Ehrenmannes Sache nicht sein 
sollten. (Vgl. a.a.O., S. 443 ff.) In einer Rundfunkerklärung reagierte auch 
dieser ehemalige Sammler von Presseausschnitten mit dem Schlagwort von 
der „Unwissenschaftlichkeit" und erklärte mit der autoritativsten Stimme 
der Welt Dokumentationen und Analyse zu einer bloßen „Sammlung von 
Unterstellungen" und „Schaumschlägerei in pseudowissenschaftlichem Ge-
wand". Man sieht hieran, wie das Wort „Wissenschaftlichkeit" zum Tarn-
u n d Kampfwort im Munde von Politikern wird, die genugsam bewiesen 
haben, daß sie sich nicht gerade durch ein Ubermaß an wissenschaftlicher 
Redlichkeit oder an Interesse für die Wissenschaft auszeichnen. 

13 Berliner Morgenpost, 3. Juni 1971. 
14 Vgl. Kurt Lenk, a.a.O., S. 44. 
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läge von 5000 auf 15 000. Dabei muß man sich vergegenwärtigen, daß 
die Auflage etwa von Mai 1965 bis Mai 1968, also in der Hoch-Zeit 
der Studentenbewegung, bei 4000 stagniert hatte. Der Ausbruch aus 
dem Ghettodasein einer — wenn audi stattlichen — Ingroup hat sich 
also 1969 und vor allem 1970 vollzogen. Dieser Durchbruch kam so 
gut wie ohne jeden Widerhall in den Massenmedien und so gut wie 
ohne Werbung zustande. Rezensiert wurde die Zeitschrift zehn Jahre 
lang fast gar nicht; der „Spiegel" lehnte immer wieder ab, und der 
Frankfurter Professor Iring Fetscher, der von der FAZ schon 1968 
mit einer Argument-Rezension beauftragt worden zu sein scheint, 
zögerte ihre Abfassung Jahr um Jahr hinaus. Erst das Erscheinen 
des Sonderbandes Nr. 50, verbunden mit einer Pressekonferenz des 
Argument-Verlages, brachte eine Reihe von Rezensionen. Neben den 
Dritten Programmen von Rundfunksendern waren es der „Tages-
spiegel" (31. 10. 1969), die „Frankfurter Rundschau" (5. 11. 1969) und 
die „Deutschen Bücherkommentare" (Januar 1970), die dem zehn-
jährigen Bestehen der Zeitschrift einige Zeilen widmeten. Aus diesen 
drei Artikeln läßt sich der Ruf ablesen, den die Zeitschrift um die 
Jahreswende 1970/71 hatte. Die drei Artikel stimmen in der Tendenz 
voll über ein; alle heben hervor, daß die Zeitschrift immer ihrer Zeit 
voraus war. Sie „formulierte brisante Fragen schon zu einem Zeit-
punkt, da diese noch längst nicht in der allgemeinen Diskussion 
waren — oder anders: sie leitete die Diskussion brisanter Fragen 
ein . . . erst im Nachhinein erkennt man, wie weit diese Zeitschrift an 
der Spitze lag" (Frankfurter Rundschau). „Man kann dem Argument 
mit Redit nachsagen", schrieb auch Rudolf Steinbeck im „Tages-
spiegel", „daß auf seinen Seiten die Themen und Diskussionen vor-
weggenommen wurden, die heute auf breiter Basis in Arbeitsgrup-
pen in den und außerhalb der Universitäten im Vordergrund stehen." 
Und K. H. Stahl schrieb in den „Deutschen Bücherkommentaren": 
„Ohne Zweifel hat das diese Zeitschrift herausgegebene Team bahn-
brechende Arbeit geleistet: Das beginnt mit dem Aufgreifen von 
Problemen, lange bevor andere deren Bedeutsamkeit überhaupt 
erkannten..." Steinbeck hebt im „Tagesspiegel" als solche Themen 
hervor: .„Wissenschaft als Politik', .Sexualität und Herrschaft', .Mas-
senmedien und Manipulation', .Faschismus-Theorien', .Probleme der 
Entwicklungsländer' oder .Fragen der marxistischen Theorie'." 

Für das Gebiet der Faschismus-Theorie wurde die Vorläuferrolle 
des Argument auch von konservativer Seite anerkannt. Über die 
marxistische Faschismus-Theorie heißt es bei Nolte: „In Deutschland 
waren es vor allem die Hefte der Zeitschrift ,Das Argument', welche 
dieser Auffassung wieder Einfluß verschafften15." Selbst der Histo-

15 Ernst Nolte: Der Nationalsozialismus, Ullstein-Taschenbuch, Frank-
furt/Berlin/Wien 1970, S. 205. Mit „Deutschland" meinte Nolte natürlich 
die Bundesrepublik.— Unter dem Datum des 9. Juli 1970 wird Nolte an 
den Hessischen Kultusminister einen Beschwerdebrief über einen demo-
kratisierenden Beschluß seiner Fakultät schreiben, worin er en passant 
aufs Argument zu sprechen kommt. Zum Beweis des Pluralismus führt er 
an, daß man sich z. B. im Sommersemester 1969 auch in seinem Haupt-
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riker Thomas Nipperdey, Mitglied der rechtsstehenden „Notgemein-
schaft für eine Freie Universität", ließ in einem Leserbrief an die 
FAZ einfließen — nach heftigsten Attacken gegen die, wie er es 
gesehen haben möchte, indiskutablen und von Haß diktierten Äuße-
rungen „mancher linker Faschismus-,Theoretiker'" —: „Die Mög-
lichkeiten einer ,linken' Auseinandersetzung mit Nolte lassen sich 
wenigstens ermessen, wenn man . . . die letzte Besprechung in einem 
der theoretischen Hauptorgane der Neuen Linken, dem ,Argument', 
liest16." Nebenbei hatte so das „Argument" Ende Januar 1971, nach 
bald zwölf Jahren seines Erscheinens, in der FAZ Erwähnung gefun-
den — von einem Gegner zwar, aber dennoch eigentlich respektvoll. 

Die Zeitschrift konnte also von 1969 bis 1971 nicht nur ihre Ver-
breitung explosiv steigern, sondern sie genoß selbst in den Massen-
medien, soweit sie überhaupt darin auftauchte, keinen schlechten 
Ruf. Sie erschien als eine „marxistische, undogmatisch-wissenschaft-
liche Zeitschrift auf hohem Niveau". Die Wahl der langjährigen Mit-
herausgeberin des Argument, Margherita von Brentano, zur Vize-
präsidentin der Freien Universität führte in den „FU-Informatio-
nen" zur Erwähnung des Argument als „der Zeitschrift, die durch 
ihre kritischen Analysen und eine konsequente linkssozialistische 
Entwicklung entscheidende Impulse für die studentische Protest-
bewegung gegeben hat17". Noch ein halbes Jahr später, am 21. 12. 
1970, konnte das Argument im „Spiegel" — wieder als Anhängsel 
von Informationen über Margherita von Brentano — erwähnt wer-
den als die „West-Berliner kritisch-marxistische Zeitschrift ,Das 
Argument', die im Urteil der katholischen ,Werkhefte' eine ,Art 
theoretische Keimzelle der Studenten-Opposition' war18". Aber schon 
sechs Wochen später erschien im gleichen „Spiegel" das Erscheinungs-
bild des Argument im Umbau. Jetzt wird die Zeitschrift apostrophiert 
als das „Polit-Periodikum ,Das Argument"', und ihr Mitherausgeber 
Haug wird zum „orthodoxen Marxisten" umgestempelt19. Was war 
in den sechs Wochen zwischen den beiden Abstempelungen geschehen? 

Nachdem der „Spiegel" Mitte Februar 1971 eine Story über „Mar-
xisten an Deutschlands Universitäten" gebracht hatte, meldete sich 
der schweigsame Argument-Rezensent der FAZ in der „Süddeutschen 
Zeitung" zu Wort, was ihm wiederum sein „links-liberales" Image 
erlaubte. Herr Fetscher warf dem „Spiegel" vor — und bahnte so 

seminar „mit ,materialistischer Geschichtstheorie' oder Marxismus" habe 
vertraut machen können. „Zu meinem Erstaunen", blendet er ein, „habe 
ich dabei freilich feststellen müssen, daß einige der engagiertesten Teil-
nehmer — die vermutlich als Leiter selbständiger Tutorien aufzutreten 
wünschen werden — sich zwar in der Zeitschrift ,Das Argument' auskann-
ten, aber nicht einmal das kommunistische Manifest' gelesen hatten". 
Der Brief wurde in einer Sitzung der Philosophischen Fakultät öffentlich 
verlesen. 

16 Thomas Nipperdey: Leserbrief an die FAZ, Januar 1971. 
17 FU-Informationen, 6. Jg., Nr. 5, 20. 5. 1970. 
18 Der Spiegel, Nr. 52/1970, S. 49. 
19 Der Spiegel, Nr. 5/1971, S. 68. 
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die weitere Diktion in Sachen Marxismus an —, er habe „die Un-
terschiede in der Orientierung übersehen, die zwischen marxistischen 
Wissenschaftlern und kommunistischen Parteiideologen bestehen20". 
Der Anlaß für Fetschers scharfmacherisches Auftreten muß näher 
betrachtet werden, weil von ihm wieder eine Brücke zum „Argu-
ment" führt. 

Am 9. 2. 1971 war die Berufungsliste für den Lehrstuhl Philoso-
phie II an der Universität Marburg verabschiedet worden. An erster 
Stelle stand Hans Heinz Holz, auf dem zweiten Platz standen pari 
passu Friedrich Tomberg und der Verfasser. Der dritte Kandidat mag 
hier unerwähnt bleiben, weil er als Nicht-Marxist in der Folge auch 
nicht umstritten wurde. Die Berufungsliste war für Iring Fetscher 
Anlaß für eine Kampagne, in deren Verlauf er sich bemühte — und 
zwar zunächst mit Erfolg —, ein paranoides Wahnbild in der Art des 
Antikommunismus der fünfziger Jahre zu propagieren. Er ließ die 
Leser der „Süddeutschen Zeitung" wissen, in einigen Fachbereichen 
der Universitäten Marburg und Westberlin sei es „militanten, straff 
organisierten und dogmatischen Parteimarxisten sowjetischer Orien-
tierung gelungen, ausschlaggebenden Einfluß auf die Personalpolitik 
zu erlangen". 

Anstelle eines Beweises sollte die Plazierung von Hans Heinz Holz 
auf den Berufungslisten in Marburg und an der FU herhalten. Im 
übrigen wurden Tomberg und Haug ohne Namensnennung apostro-
phiert als „die auf der Liste folgenden ,Orthodoxen'". — Warum 
setzte Fetscher hier Anführungszeichen? Vermutlich tat er das des-
halb, weil die Abstempelung der beiden „Orthodoxen" noch nicht 
fertig in der Öffentlichkeit vorlag. Bei Holz konnte er auf fertig 
verbreitete Klischees zurückgreifen. Das „Argument" konnte seinem 
noch immer gegenteiligen Ruf als „undogmatisch-kritisch" zufolge 
nicht als kompromittierender Hinweis anstelle eines Nachweises die-
nen. Dieser Ruf würde erst umgebaut werden müssen. — Fetschers 
Verhaltensweise wurde von den nichtstudentischen Mitgliedern der 
Marburger Berufungskommission einstimmig wie folgt beurteilt: 
„Herr Fetscher bedient sich dabei der ihm als ,Marxologen' wohl-
bekannten Mechanismen eines emotionalen Antikommunismus . . .21." 
Diese eindringliche Stellungnahme von Professoren und Assistenten 
enthält Vorwürfe, die in einer funktionierenden Öffentlichkeit der 
Republik der Wissenschaften vernichtend gewirkt hätten22. Sie lassen 
die Umrisse einer Karriere erahnen, die sich der scheinbar neutral-
wissenschaftlichen, aufgeschlossen-fortschrittlichen Beschäftigung mit 
Marx und dem Marxismus in abwehrender Funktion verdankte. Daß 
das liberal-fortschrittliche Gesicht, das Fetscher dabei gezeigt hatte, 
täuschte, zeigte sich jetzt, da es wie eine Larve von ihm abfiel und er 
dastand als gelernter antikommunistischer Propagandist, der vor 

20 Koexistenz oder Kaderschule? Marxismus an deutschen Universitä-
ten, in: Süddeutsche Zeitung, 20. 2. 1971, S. 12. 

21 Stellungnahme der Marburger Berufungskommission vom 3. 3. 1971. 
22 Man stelle sich einen Pharmakologen vor, dem seine Kollegen 

öffentlich nachweisen, daß er sein Fachwissen zum Vergiften benutzt. 
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groben Schablonen nicht zurückschreckt — um ihm die Unwahrhaf-
tigkeit seiner Behauptungen gar nicht erst vorzuhalten. 

An der Freien Universität hat — abgesehen von den Greuel-
märchen der Springerpresse, auch von denen der Notgemeinschaft 
über die „FU unter Hammer und Sichel", abgesehen auch von den 
Wandschmierereien der Neofaschisten, in denen der Präsident der 
Freien Universität als „SED-Agent" über die Mauer gewünscht wird 
— Fetschers Wahngebilde von den „militanten, straff organisierten 
und dogmatischen Parteimarxisten sowjetischer Orientierung mit 
ausschlaggebendem Einfluß auf die Personalpolitik" einen Vorläufer, 
der nicht nur ebenso traurig wie komisch ist, sondern schon vier 
Jahre vorher einer auf Dauer geschalteten Hetzkampagne vor allem 
der Springerpresse Nahrung gegeben und als Zeugnis gedient hat. 
Gemeint ist die Reaktion von Professor Ernst Fraenkel auf eine 
ideologiekritische Auseinandersetzung mit einem seiner Seminare. 
1967 hatte der „FU-Spiegel", das Organ der Studentenschaft an der 
FU, eine Rezension über Fraenkels Seminar „Zur Theorie der Demo-
kratie" veröffentlicht. Fraenkel zeigte sich entrüsteter, als man heute, 
nachdem man daran gewöhnt ist, daß auch Professoren kritisiert 
werden können — und sogar von Studenten —, für möglich halten 
möchte. Er lief von Pontius zu Pilatus und ließ die Rezension vom 
Akademischen Senat verbieten. Dabei lehnte er es strikt ab, sich 
inhaltlich mit der Kritik auseinanderzusetzen. Seine Argumentation 
ist noch immer denkwürdig. Er würde, erklärte er, seine Pflichten als 
Hochschullehrer verletzen, wenn er sich „auf eine wissenschaftliche 
Diskussion über Ausführungen einlassen würde, die von dogmatisch 
gebundenen Befehlsempfängern einer bestimmten Seite ausgehen". 

Das „Argument", das von Fraenkel als die Dogmen und Befehle 
ausgebende Macht im Hintergrund identifiziert wurde, widmete der 
Auseinandersetzung in seinem ersten Heft über „Wissenschaft als 
Politik" ein Editorial mit dem Titel „Die dunklen Mächte im Hinter-
grund — Öffentlichkeit und Ritual an der Universität23". Fraenkel — 
man kann es kaum anders ausdrücken — rächte sich nach Kräften, 
wenn auch vollends auf Kosten von Verstand und Wahrheit. In der 
Springerzeitung „Morgenpost" erschien am 28. 10. 1967 die erstaun-
liche Mitteilung: 

„Wer den politischen Gehalt des andauernden Konflikts an der 
Freien Universität voll begreifen wolle, müsse wissen, daß es dabei 
um einen Machtkampf gehe: um das Bestreben eines relativ kleinen, 
straff organisierten Teams von Assistenten und Studenten, die 
Machtpositionen auszubauen, die sie durch die Kontrolle von AStA 
und Konvent erobert h a b e n . . . Der ,Brain-Trust' der Studenten-
Bewegung sei der Argument-Klub. Sie begnüge sich nicht damit, die 
Studentenschaft zu kontrollieren, sondern strebe die Kontrolle über 
die Universität an." 

Als Urheber dieser Räuberpistole nannte die „Morgenpost" Pro-
fessor Fraenkel; als Anlaß ihrer Verbreitung einen Vortrag vor dem 

23 Argument 43, 9. Jg., Juli 1967, S. 89 f . 
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„Demokratischen Klub", jener stark nach rechts tendierenden Gegen-
gründung einflußreicher Leute zum Republikanischen Club. — 
Fraenkels Wahngebilde war so weit von den Tatsachen entfernt, wie es 
heute die von Fetscher verbreitete Version ist. Das Argument bzw. die 
Redakteure und ein kleiner Kreis von Autoren und Freunden waren 
in der damaligen Phase der Studentenbewegung aus Gründen, die 
hier nicht auseinandergesetzt werden können, innerhalb dieser Be-
wegung isoliert und teilweise geradezu verhaßt. Der Aufstieg der 
Studentenbewegung hatte den Argument-Klub auseinanderbrechen 
lassen. Die bei der Zeitschrift Verbleibenden gründeten im Februar 
1965 ein „Marx-Engels-Seminar", das sich die Förderung des Stu-
diums der Schriften der sozialistischen Klassiker, vor allem aber der 
Kritik der politischen Ökonomie zum Ziele setzte. Man kann sagen, 
daß das „Kapital" von Karl Marx in den Jahren 1965 bis 1968 in 
den aus dieser Gründung hervorgehenden Argument-Arbeitskreisen 
wieder „lesbar gemacht" worden ist. Von hier ging schließlich eine 
breite Bewegung der „Kapital"-Rezeption aus. Diese Beschäftigung 
brachte es mit sich, daß die Argument-Leute, gerade indem sie theo-
retisch der Studentenbewegung voraus waren, praktisch als Hemm-
schuh empfunden wurden. Sie machten sich störend als reflektieren-
des, marxistische Erfahrungen gegen radikale Ideen einbringendes 
Element bemerkbar. Sie kritisierten Dezisionismus, Putschismus, 
Fetischisierung der Studentenschaft zum revolutionären „Subjekt-
Objekt", Happenings, Hasch usw., usf. — Fraenkels Alptraum von der 
Spinne Argument im Netz der Studentenbewegung hatte nicht mehr 
Realitätswert als irgendeine krankhafte Ausgeburt einer gequälten 
und daher andere quälenden Seele. 

Fetschers Vision von der straff organisierten, militanten etc. 
Gruppe sowjetischer Orientierung, die in einigen Fachbereichen der 
FU das Sagen hätte, ist um keinen Deut weniger wahnhaft im Sinne 
von unwirklich — jeder Kenner der Verhältnisse an der FU wird 
dies bestätigen, wenn er überhaupt noch fähig ist, Realität zur 
Kenntnis zu nehmen. Aber es hieße Fetscher zuviel der Ehre erwei-
sen, wollte man das Wahngebilde auf eine subjektiv wahnhafte Ver-
fassung zurückführen. Hier handelt es sich vielmehr darum, daß 
Fetscher — genau, wie es die Marburger Berufungskommission aus-
sprach — einen ihm als „Marxologen" wohlvertrauten Mechanismus 
des emotionalen Antikommunismus auszulösen bemüht war. 

Noch bildeten die Anführungszeichen um das Wort orthodox einen 
Schönheitsfehler, und noch konnte man die Mitarbeit beim Argument 
nicht als feste Abstempelung im Sinne des Fetscherschen Klischees 
benutzen. Offensichtlich wurde irgendwo beschlossen, diesen Zustand 
zu ändern. Anlaß und Auslöser fanden sich im Frühjahr 1971 als 
Abfallprodukt des Konflikts um die Zeitschrift „Sozialistische Po-
litik" (SOPO). Die aus der Zeitschrift hinausgedrängte Gruppe ver-
öffentlichte eine Erklärung, die aufgrund einiger unterzeichneter 
Namen von mehreren linken Zeitschriften bedenkenlos nachgedruckt 
wurde. Der Abschnitt aus dieser Erklärung, der in der FAZ in etwas 
verwandelter Gestalt Karriere machen sollte, lautet: 



456 Wolfgang Fritz Haug 

„In den letzten Jahren sind mehrere Zeitschriften, die von nicht-
revisionistischen Gruppen gegründet und aufgebaut wurden, in die 
Hände von revisionistischen und sektiererischen Gruppen gefallen. 
Erinnert sei an ,Kürbiskern', ,Extra-Dienst', .Argument' — heute 
alle S E W / D K P — und an die ,RPK' — heute KPD/AO. Die dabei 
verwandten Methoden gleichen einander: Berufung auf bürgerliches 
Recht; zum Teil mit politischen Putschaktionen." 

Die Verfasser dieser Erklärung scheinen vor Erregung darüber, 
daß die SOPO ihrem Zugriff entrückt worden war, nicht ganz bei 
Trost gewesen zu sein. Nur ein getrübter Verstand und ein betäubtes 
Gewissen konnten solche Unwahrheiten, die bei den gegebenen Kom-
munikationsverhältnissen zudem die Bedeutung gefährlicher politi-
scher Denunziation annehmen mußten, durchgehen lassen83a. Die 
Wahrer des bürgerlichen Besitzes und seiner Macht griffen gern auf 
diese Leistung zurück. Für sie war die Chance gegeben, durch Hin-
weis auf die „linke" Abkunft der Denunziation den gewöhnlichen 
credibility-gap zu überbrücken, diesen konstitutionellen Mangel an 
Glaubwürdigkeit, der ihrer antisozialistischen Propaganda in den 
letzten Jahren mehr und mehr Wirkung genommen hatte. Am 12. 6. 
1971 erschien in der FAZ, hervorstechend plaziert auf Seite 2, eine 
Meldung, die unter der Überschrift „DKP-Zeitschriften" unter ande-
rem folgendes besagte: 

„In jüngster Zeit sind eine ganze Reihe von Zeitschriften der 
.Neuen Linken', in denen eine undogmatische Debatte über die revo-
lutionäre Umgestaltung der spätkapitalistischen Gesellschaften ge-
führt wurde, von D K P - bzw. S E W - (Sozialistische Einheitspartei 
Westberlin) oder KPD-Kadern übernommen worden. Die bekannte-
sten waren ,Das Argument' (eine Zeitschrift, in der seit 1958 eine 
große Anzahl von Diskussionen über Faschismus, Methoden der 
Sozialwissenschaften und ähnliches stattfanden), .Kürbiskern' und 
der Berliner .Extradienst'. Nun ist, wie eine in .Express Internatio-
nal' abgedruckte Protesterklärung ( . . . ) deutlich macht, auch die 
Zeitschrift der Berliner Politikwissenschaftler ( . . . ) auf .kaltem 
Wege . . . übernommen worden' ( . . . ) . " 

Die Meldung war gezeichnet mit FAZ. Das Argument erwirkte vor 
Gericht eine „Einstweilige Verfügung" gegen diese Zeitung. Aus 
einem Brief der Direktion der FAZ vom 30. Juni 1971 an den Anwalt 
des Argument geht hervor, daß die Meldung nicht etwa von einem 
FAZ-Redakteur verfaßt war, sondern „von einem bisher als absolut 
zuverlässig bekannten freien Mitarbeiter, der über besondere Kennt-
nisse auf diesem Sachgebiet verfügt". In diesem Fall waren die 
Kenntnisse so besonderer Art, daß der Herr, der die Öffentlichkeits-
maschine mit ihnen speiste, es dringend vorzog, nicht genannt zu 
werden. Sagt er uns seinen Namen nicht, so wollen wir wenigstens 
seine Handschrift bekannt machen, indem wir die Meldung genauer 

23a Der Verfasser ist über die Vorgänge bei der SOPO nur wenig infor-
miert. Er kann aber nicht umhin, von den groben Unwahrheiten der „Erklä-
rung der Mehrheitsfraktion etc." in bezug auf das Argument auf den Wahr-
heitswert der übrigen Behauptungen zu schließen. 
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betrachten. Da sie sich als auf ihre Quelle auf die Erklärung der 
„Mehrheitsfraktion" der SOPO bzw. auf den Abdruck dieser Erklä-
rung in „express INTERNATIONAL" beruft, bietet es sich an, die 
beiden Texte miteinander zu vergleichen. 

Der Herr, der nicht genannt sein will, macht in seiner Meldung, 
wie der Vergleich mit ihrer Quelle ergibt, 

1. aus den „mehreren Zeitschriften" der „Erklärung" die „bekann-
testen" aus „einer ganzen Reihe" und suggeriert so eine Quantität, 
die in der Quelle nicht behauptet war, wodurch die „Gefahr" noch 
größer und diffuser erscheint, als das in der Vorlage der Fall war; 

2. aus KPD/AO, was „Kommunistische Partei/Aufbau-Organisation" 
bedeutete, welchen Namen sich eine hauptsächlich auf Westberlin 
konzentrierte nicht sehr große Gruppe vorwiegend von Studenten 
gegeben hatte, die einen heftigen Kampf gegen die von ihnen als 
„Revisionisten" aufgefaßten Kommunisten nicht zuletzt auch der 
alten KPD führten, — aus KPD/AO also schlicht KPD, da ihm, wie 
man wohl annehmen muß, aufgrund seiner besonderen Kenntnisse 
auf diesem Sachgebiet bewußt war, daß man einerseits das „AO" 
den Lesern der FAZ hätte erklären müssen und andrerseits es viel 
„gefährlicher" wirken würde, wenn man aus der Sache ihr Gegen-
teil, nämlich KPD ohne AO machte24; für zweckdienlich hält er es 
dagegen, die Bedeutung der Abkürzung SEW in Klammern hin-
zusetzen. 

3. aus „Gruppen" und Richtungsbezeichnungen, die pragmatisch noch 
nicht einmal Organisationszugehörigkeit bedeuten, die gröbere, 
bereits bekannte Schablone „von DKP- etc. Kadern übernommen". 

Der Vergleich der Vorlage mit dem, was für die FAZ aus ihr ge-
macht wurde, zeigt, daß man auch hier die wohlbekannten Mechanis-
men eines emotionalen Antikommunismus angewandt hat. Daß ihr 
Anwender es hier vorzog, im Dunkeln zu bleiben, unterstreicht, wie 
bewußt diese Mechanismen von ihm angewandt sein dürften. Wer 
noch irgendeinen Namen zu verlieren hat, zumal als Wissenschaftler, 
der wird kaum mit solchen Nachrichtenmanipulationen in Verbin-
dung gebracht werden wollen. 

„Die bekanntesten waren.. ." unter anderen „eine Zeitschrift, in 
der seit 1958 eine große Anzahl von Diskussionen . . . stattfanden" — 
bemerkenswert, daß sich die FAZ seit 1958 niemals mit dieser Zeit-
schrift oder mit einer dieser Diskussionen auseinandergesetzt hatte; 
nun tut sie es in der Form des vorweggenommenen Nekrologs. Nach-
dem man die Zeitschrift zwölf Jahre lang totgeschwiegen hat, ver-
sucht man nun, mit der nachträglichen „Anerkennung" dieser tot-
geschwiegenen Vergangenheit sie um die Gegenwart zu bringen. Da-
mals, gibt man zu verstehen, war sie ernstzunehmen, waren die Auf-

24 Der Herr, der nicht genannt sein wollte, war, wie man sieht, der 
„ K P D / A O " mit dem Weglassen des „ A O " um ein weniges voraus. Sollten 
seine Kenntnisse auf diesem Sachgebiet auch in die Zukunft reichen? 



458 Wolfgang Fritz Haug 

sätze lesenswert. Allerdings wird sie heute ernst genommen und wer-
den die Aufsätze gelesen: daher ja gerade der Versuch, die Anerken-
nungswürdigkeit in die Vergangenheit zurückzuverlegen. — Die Ab-
sichten und Mechanismen, die hierbei zur Wirkung kommen, seien 
abschließend untersucht. 

IV. 

Zwei Fragen harren noch der Beantwortung: Warum wird die Ver-
gangenheit des Argument gegen seine Gegenwart ausgespielt? Und 
welches Interesse besteht daran, es für die Öffentlichkeit so aussehen 
zu lassen, als sei das Argument von Parteikadern übernommen wor-
den? — Man darf wohl davon ausgehen, daß das Ensemble der im 
Argument veröffentlichten Arbeiten in Verbindung mit relativ 
gutem Ruf, Einfluß und sprunghaft wachsender Verbreitung es ist, 
was Bemühungen, wie die des Anonymus in der FAZ herausfordert. 
Es scheint, als seien bestimmte politische Einsichten, solange sie als 
bloße Reflexe einer Organisation im Bewußtsein etikettiert werden 
können, leichter gegen ihre Verbreitung abzuschirmen, als Einsich-
ten, bei denen dies nicht so gut möglich ist. Im Falle des Argument 
ist in bald dreizehn Jahrgängen Schritt um Schritt ein Lernprozeß 
festgehalten, der nicht nur für die Gruppe der unmittelbar an der 
Zeitschrift Mitarbeitenden von Belang ist. Indem hier eine Entwick-
lung in aller Öffentlichkeit verfolgt werden kann, besteht die Mög-
lichkeit, daß sie, soweit rational einsehbar, immer wieder nachvoll-
zogen wird. Der Leser stößt nicht auf Positionen, die unvermittelt in 
starrer Fertigkeit ihm gegenüber stehen bleiben, sondern es bietet 
sich an, daß er nachverfolgt, wie und warum es zu diesen Positionen 
kam. Wie das nachträgliche Lob früherer Argument-Jahrgänge den 
Wunsch ausdrückt, es wäre nicht dazugelernt worden und es hätte 
eine Entwicklung abgeblockt werden können, so drückt das Klischee 
von der Übernahme durch Parteikader — aufbauend auf das in den 
fünfziger Jahren so geschäftig verbreitete Klischee von der Unter-
wanderung — die Absicht aus, durch gezielte Operationen am 
„Image" der Zeitschrift im Bewußtsein halb- oder uninformierter 
oder erst möglicher künftiger Leser des Argument die gegenwärtige 
Position gegen die früheren Entwicklungsstufen abzuriegeln und so 
den Zugang zum Lernprozeß zu verschütten. Warum zieht das Argu-
ment gerade jetzt solche Diffamierung auf sich? 

Es sind die Kommunisten, die in Deutschland die Härte des Klas-
senkampfes vor allen anderen getragen haben und noch immer tra-
gen. Mit allen nur erdenklichen Mitteln von raffinierter Manipulation 
bis zu größter Brutalität und physischer Ausrottung der politisch 
Bewußtesten unter den Arbeitern ging die herrschende Klasse gegen 
sie vor. Die Tatsachen dieses angestrebten Vernichtungsfeldzuges, der 
auch nach 1945 mit verfeinerten Mitteln weiterging und sich beson-
ders massiv gegen die im Aufbau begriffene DDR richtete, sind viel 
zu wenig bekannt, und das Bekannte wird immer wieder verdrängt. 
Daß dieser Feldzug sein Ziel nicht erreicht hat, ist das Ergebnis 
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äußerster Anstrengungen des Kampfes und der Arbeit von Seiten der 
Kommunisten, errungen unter Opfern, die noch lange nicht verwun-
den sind25. „Die Gefahr", heißt es in Brechts Me-ti, „dauert für ge-
wöhnlich länger als die Flucht". Unter veränderten Bedingungen 
kann aber auch das Festhalten an bestimmten Arten der Abwehr 
zur Gefahr werden. So haben die Kämpfe dieses Jahrhunderts vielen 
Kommunisten und kommunistischen Organisationen Kritik und 
Selbstkritik, generell Diskussion fragwürdig gemacht. — Die nicht-
kommunistischen „linken" Intellektuellen sind auf ganz andere 
Weise von den Ergebnissen dieser Klassenkämpfe geprägt. Viele 
sozialistisch Gesinnte, ja selbst solche, die sich als Marxisten bezeich-
nen, haben sich z. B. daran gewöhnt, daß die Kommunisten hier-
zulande nicht mehr öffentlich auftreten konnten, weil ihre Partei 
unterdrückt und jede parteiliche Tätigkeit verboten und verfolgt 
war. Daraus ergaben sich Gewohnheitsrechte. Wer den Kommunis-
mus oder die Kommunisten kritisierte, durfte erwarten, auf Kon-
sens zu stoßen. Die Sprache, in der dies geschah, spiegelte ohne sein 
Zutun die Lage wider, die durch die Umwendung des Klassenkamp-
fes nach außen in Gestalt der Herausbildung zweier deutscher Staa-
ten mit latentem Kriegsverhältnis, generell durch die Internationali-
sierung des Klassenkampfes, nach innen durch die Kriminalisierung 
und Verfolgung der Kommunisten gekennzeichnet war. Wer gegen 
die Kommunisten sprach, hatte die herrschende Macht hinter sich. 
Dem Sprechenden war das kaum bewußt — geschweige denn, daß 
diese Sprache seine subjektive Absicht hätte ausdrücken müssen. 
Gerade deshalb funktionierte diese Sprache als soziale Einrichtung 
um so ungestörter, als sie der Kontrolle der Sprechenden entzogen 
ist. Sie war und ist noch immer weithin gewohnheitsmäßig auch 
dadurch geprägt, daß, wer gegen die Kommunisten sprach, nicht mit 
gleichberechtigter Gegenrede rechnen mußte. Antwort kam allen-
falls „von drüben" und wenn, dann aus „Propagandaorganen". 
Daraus ergab sich, daß selbst bei Wohlmeinenden sich in der Art 
eines gewohnheitsmäßigen Anspruchs ein Verhältnis zu den Kom-
munisten festsetzte, das sich selbstverständlich mit sehr verkürzten 
Reizwörtern kritisch Genüge tun zu können glaubte. Wiederum müs-
sen die Äußerungen der Kommunisten nach einer herausgebildeten 
Gewohnheit in der „kritischen Öffentlichkeit" nicht als das, was sie 
von sich aus besagen, berücksichtigt werden. Von denen, die über die 
Kommunikationsmedien verfügen, wird diese Kommunikations-
struktur, die die Ausgrenzung und „Sonderbehandlung", denen die 
Kommunisten unterworfen waren und weiterhin unterworfen sein 
sollen, nachbildet, sorgsam aufrechterhalten. Das Resultat ist eine 
wirksame Waffe gegen alle Richtungen der Linken. Die Stereotype, 
die sich dem Auseinanderdividieren der Linken und dem angestreng-
ten Versuch, die Kommunisten zu ghettoisieren, verdanken, schlagen 

25 Wesentlich sind es gerade solche Opfer, die von der Propaganda der 
bürgerlichen Mächte, die sie doch verursacht haben, als Mängel des So-
zialismus angeprangert werden. 
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anschließend nicht nur die Kommunisten, sondern auch ihre — im 
weitesten Sinn — linken Gegner. Die Jungsozialisten mögen, wie ehe-
dem der SDS, noch so entschlossen ihren Anteil an der Bekämpfung 
der Kommunisten übernehmen, es schützt sie dies nicht davor, mit 
den durch diese Bekämpfung gespeisten Klischees zugleich selber 
geschlagen zu werden. Die hier zur Anwendung kommenden Mecha-
nismen setzen auf eine gewisse Weise das Mitmachen derer voraus, 
gegen die sie angewandt werden. Um so aufmerksamer — und un-
gleich gründlicher als dies hier möglich ist — sollten sie analysiert 
und bekannt gemacht werden. Sie richten sich nicht nur gegen Kom-
munisten, sondern besonders gegen diejenigen nichtkommunistischen 
Gruppen und Organe, die den Erfolg und die Fortdauer der Ghettoi-
sierung der Kommunisten infrage stellen. 

Es gilt demgegenüber von der Seite aller, die an einem Maximum 
an rationaler, inhaltsbezogener, vor allem aber historisch verantwor-
tungsbewußter Diskussion über die Grundfragen der Gesellschaft — 
um der Chance der Verwirklichbarkeit der Ergebnisse willen — in-
teressiert sind, entschieden und auf allen Ebenen mit der Tradition 
der Ghettoisierung der Kommunisten zu brechen. Die Antwort 
der Herrschenden wird freilich darin bestehen, gerade diejenigen, 
die mit dieser Tradition und ihren Mechanismen brechen, diesen 
Mechanismen zunächst besonders nachdrücklich auszusetzen. Denn, 
geht die Strategie auf der einen Seite dahin, die Linken ausein-
anderzudividieren, so nach der anderen Seite dahin, allen nicht-
kommunistischen Linken ständig damit zu drohen, sie mit den Kom-
munisten in einen Topf zu werfen, eine Drohung, die nur deshalb so 
fürchterlich sein kann, weil die Bedrohten selber — und sei es auch 
nur bewußtlos — daran mitwirken, die Ghettoisierung aufrecht-
zuerhalten. — Solcher Art ist auch die Rechnung des Herrn, der nicht 
genannt sein will. Mit Hilfe des Klischees von der Übernahme durch 
Kader soll eine Rezeptionsbarriere um die betreffenden Publikations-
organe gelegt werden. Das Nachdenken über die darin diskutierten 
und in der Diskussion v/eiterentwickelten Argumente soll abgeblockt 
werden; verhindert werden soll, daß sich neue Leser auf inhaltliche 
Argumentation und Beweisführungen einlassen. Der Idealfall des 
cordon sanitaire um eine Zeitschrift wäre es, wenn niemand mehr 
wagen kann, in ihr zu veröffentlichen, ohne um seinen Ruf und um 
seine Karriere zu bangen. Für eine wissenschaftliche Zeitschrift, deren 
Autoren sich zumeist in einer akademischen Laufbahn befinden, 
wäre dies ein Schlag, der es zuwege brächte, daß die von ihr ange-
griffenen Mächte irrationaler gesellschaftlicher Herrschaft sicherer 
vor ihrer Kritik wären, als sie das jetzt sein können. Man sieht, der 
Kalkül des Herrn, der nicht genannt sein will, ist ebenso nieder-
trächtig wie erprobt. Aber er kann durchschaut werden; deshalb wird 
seine Rechnung nicht aufgehen. 
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Was heißt bürgerliche Wissenschaft? 

Der Ausdruck bürgerliche Wissenschaft wird von marxistischer 
Seite häufig in polemischer Absicht gebraucht. Die so titulierte Wis-
senschaft pflegt, sofern sie sich überhaupt auf diese Polemik einläßt, 
mit apodiktischer Ableugnung ihrer eigenen Existenz zu reagieren. 
Wissenschaft, heißt es, ist Wissenschaft. Ihre Kriterien sind durch alle 
Nationen und Sozialschichtungen hindurch dieselben. Ebensowenig 
wie es eine deutsche Physik oder eine chinesische Chemie gibt, gibt 
es eine bürgerliche Mathematik und natürlich auch keine bürgerliche 
Medizin oder Philosophie oder was man sonst immer an Wissen-
schaftszweigen nennen will. 

Trotz dieses auf den ersten Blick einleuchtenden Einwands kom-
men jedoch auch Angehörige des Bürgertums nicht umhin, sich der 
Redeweise von der bürgerlichen Wissenschaft mehr und mehr zu 
bedienen, und sei es auch nur, um sich vom Marxismus, dessen wis-
senschaftliche Relevanz sich nicht länger übersehen läßt, abzugren-
zen. Es ist daher zum allgemeinen Erfordernis geworden, den Begriff 
der bürgerlichen Wissenschaft jenseits aller bloßen Polemik auf sei-
nen theoretischen Gehalt hin zu überprüfen und klarzustellen, inwie-
weit er als Instrument wissenschaftlicher Erkenntnis geeignet, wo-
möglich sogar unentbehrlich geworden ist. Dies kann hier nur in der 
Form einiger vorläufiger Thesen geschehen 

Was gegen den Begriff bürgerliche Wissenschaft zunächst ein-
nimmt, ist die Verknüpfung der Wissenschaft mit einem bestimmten 
Gesellschaftszustand. Wir wissen zwar, daß Wissenschaft nur in der 
Gesellschaft statthaben kann, denn sie wird von Menschen betrieben, 
die — wie alle Menschen — ihr Leben nur im gesellschaftlichen Kon-
text erhalten können. Die Tradition belehrt uns aber, daß Wissen-
schaft grundsätzlich von der Bindung an gesellschaftliche Interessen 
frei zu sein habe, sie habe freie Wissenschaft zu sein. Der Ausdruck 
bürgerlich hingegen ist nicht ablösbar von gesellschaftlicher Realität. 
Er bezieht sich entweder auf eine bestimmte Gesellschaftsklasse, 
nämlich das sogenannte Bürgertum, oder aber auf eine Gesellschaft 
insgesamt, die sodann bürgerliche Gesellschaft heißt. 

1 Im vorliegenden Text, der für mündlichen Vortrag konzipiert wurde, 
geht es darum, eine Sprache zu finden, die von allen wissenschaftlich A r -
beitenden, die sich der Erforschung der Wahrheit als ihrem höchsten Prin-
zip verpflichtet wissen, verstanden werden müßte. Die Argumentation 
beschränkt sich auf grundlegende Sachverhalte, die nach dem allgemeinen 
Kenntnisstand leicht eingesehen werden können. Dem Kenner der marxi-
stischen Theorie werden diese Ausführungen weniger von inhaltlichem als 
von didaktischem Interesse sein. 
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Wird von bürgerlicher Wissenschaft gesprochen, so ist auf beides 
zugleich angespielt: Die bürgerliche Gesellschaft wird hier als eine 
solche Gesellschaft verstanden, in der das Bürgertum oder — mit 
dem französischen Ausdruck — die Bourgeoisie die herrschende 
Klasse darstellt. Bürgerliche Wissenschaft müßte demnach eine Wis-
senschaft sein, die nicht nur durch den Willen zur Erkenntnis der 
objektiven Realität und durch die zugehörigen Verfahrensweisen 
bestimmt ist, sondern auch durch die Interessen der herrschenden, 
also der bürgerlichen Klasse. 

In der politischen und insbesondere in der hochschulpolitischen 
Auseinandersetzung ist, wenn von bürgerlicher Wissenschaft gespro-
chen wird, oft nur die äußere Abhängigkeit der Wissenschaft oder 
besser gesagt, der Wissenschafttreibenden gemeint. Zumindest, wenn 
die Naturwissenschaft zur Debatte steht, werden nicht ihre Metho-
den oder Ergebnisse der Kritik unterworfen, sondern die Tatsache, 
daß es gesellschaftliche Machtgruppen sind, die — z. B. durch ihre 
Finanzierungspolitik — festlegen, welchen Problemen die Wissen-
schaft sich zu widmen hat und daß es wiederum die Mächtigen außer-
halb der Wissenschaft sind, die in Gestalt staatlicher Auftraggeber 
oder privatwirtschaftlicher Aufkäufer über die aus wissenschaftlicher 
Erkenntnis resultierenden Produkte wie auch oft schon über diese 
Erkenntnis selbst nach eigenem Belieben verfügen. In der gegen-
wärtigen, weitgehend durch die großen Konzerne beherrschten bür-
gerlichen Gesellschaft gerät gerade die an sich als ideologisch neutral 
geltende Naturwissenschaft immer mehr in den Sog des kapitalisti-
schen Profitinteresses. Dieser Tatbestand ist offensichtlich. Auch bür-
gerliche Wissenschaftler machen kein Hehl daraus. Der einstigen 
Freiheit der Wissenschaft nachtrauernd, beklagen sie die gegenwär-
tige unheilvolle Allianz zwischen Wissenschaft, Staat und Wirtschaft. 
Sie sehen darin oft nur einen Sachzwang, dem leider nicht zu ent-
gehen sei. 

Demgegenüber soll hier versucht werden, die These zu erhärten, 
daß die in der bürgerlichen Gesellschaft betriebene Wissenschaft 
schon als solche bürgerliche Wissenschaft ist. Also doch deutsche 
Physik, chinesische Chemie usf.? Nein, denn von nationalen Unter-
schieden ist nicht die Rede, wohl aber von Unterschieden in der 
Gesellschaftsformation. Immerhin scheint die These darauf hinauszu-
laufen, daß nicht von Wissenschaft schlechthin die Rede sein darf, 
sondern daß wissenschaftliche Erkenntnisse nur Ausdruck einer ge-
sellschaftlichen Gegebenheit sind und mit dieser sich auch wieder 
ändern. Es müßten sich also in der Geschichte, analog zu den Gesell-
schaftsformen, verschiedene Wissenschaften aufweisen lassen, die 
nicht miteinander vereinbar sind. 

Schauen wir unter diesem Aspekt in die Geschichte zurück, so er-
gibt sich uns jedoch, daß Wissenschaft in dem strengen, ausschließ-
lichen Sinn, Wissenschaft, die nichts anderes sein will als eben Wis-
senschaft — also frei von religiösen, poetisch-phantastischen oder 
sonstigen Beimischungen — erst aufgekommen ist, als auch das Bür-


